
Stellungnahme der Kreisgruppe Kiel des BUND zum Entwurf des Lärmaktionsplans 
der Landeshauptstadt Kiel 
 
Vorwort: 
 
Der jetzige Entwurf ist von der EU vorgeschrieben. Er soll Menschen in Kiel vor Lärm 
schützen und ist eine Fortschreibung des letzten Lärmaktionsplanes von 2014. Die 
Fortschreibung muss alle 5 Jahre erfolgen. Die Kreisgruppe hält fest, dass die Fortschreibung 
im Herbst 2019 beim Land hätte vorliegen müssen, folglich ein deutlicher zeitlicher Verzug 
besteht. Die diesem Entwurf zugrundeliegende Lärmkartierung stammt aus 2017, die Analyse 
von 2018 und ist damit schon fast verjährt zum Zeitpunkt des kommenden Beschlusses in der 
Ratsversammlung im Jahr 2021. Für 2022 ist die nächste Lärmkartierung seitens des Landes 
vorgeschrieben. Diese wird voraussichtlich frühestens 2026/27 in einen erneuten Entwurf 
einfließen. Das ist v.a. vor dem Hintergrund der Klage der Deutschen Umwelthilfe zur 
Stickoxidbelastung am Theodor-Heuss-Ring und den dadurch bedingten 
Verkehrsstromverschiebungen seit 2019 von Bedeutung: LKWs dürfen die Bahnhofstraße seit 
Dezember 2019 nicht mehr befahren. Das ist im jetzigen Entwurf aufgrund des Datums der 
Lärmkartierung nicht berücksichtigt. Wir fordern daher, wie vom Gesetzgeber vorgesehen,  
eine Zwischenkartierung im Bereich Knooper Weg, Gablenzstraße, Sophienblatt, Ostring 
(zwischen Blitzstraße und B76) durchzuführen. Diese sollte in den vorliegenden Aktionsplan 
noch einfließen.  
 
Seit 2014 gab es in der Umweltpolitik weltweit, bundesweit und regional wegweisende 
Beschlüsse, die v.a. mit der Bedrohung durch den Klimawandel zusammenhängen: das 
Klimaabkommen von Paris (2015), den Masterplan Mobilität KielRegion (2017), den 
Masterplan 100% Klimaschutz für die Stadt Kiel (2016), den GreenCityPlan (2018) und die 
Ausrufung des Klimanotstandes (2019).. Mit diesen Beschlüssen setzte die Verpflichtung zu 
einer Mobilitätswende ein, mit klaren Zielen, Mindestanforderungen und Zeithorizonten. Alle 
Beschlüsse mahnen eine deutliche Verlagerung der Individualmobilität weg vom 
motorisierten Individualverkehr an und fordern auch eine Verlagerung von Warentransport 
auf die Schiene. Beides führt automatisch zu einer Lärmreduktion. 
Klimaschutz ist Menschenschutz. Lärmschutz ist Menschenschutz. Durch Lärm und 
Luftverschmutzung sterben jedes Jahr in der EU Zigtausende von Menschen vorzeitig. 
 
Vor diesem Hintergrund erscheint das Anschreiben und der vorliegende Entwurf zum 
Lärmaktionsplan nicht zeitgemäß: Es fehlen klare Forderungen an Politik und Verwaltung. 
Der Plan wirkt in weiten Teilen resignativ, was sich auch darin widerspiegelt, dass weite Teile 
des letzten Plans von 2014 wortwörtlich übernommen wurden! 
 
Es darf jedoch nicht sein, dass aus der Behörde, die ein Lobbyist für den Schutz der 
Menschen in Kiel vor schädlichen Umwelteinwirkungen sein sollte, dem Umweltschutzamt 
der Stadt Kiel, ein derart lahmer Aktionsplan kommt. Natürlich steht das Umweltamt in 
Kompromisspflicht zu anderen Ämtern, wie dem Tiefbauamt oder dem Stadtplanungsamt. 
Keines dieser Ämter würde sich aber schon im Vorfeld bei ureigensten Themen so 
zurücknehmen.  
Deswegen fordern wir mehr Mut in einer Zeit, wo Menschenschutz für die Zukunft als erste 
Pflicht gilt! 
 
Wir fordern daher die flächendeckende Einführung von Tempo 30, den Ausbau des 
Schienengüterverkehrs kombiniert mit der Einführung einer City-Maut für LKWs in der 
Landeshauptstadt Kiel. 



Zudem ist endlich  ein verbindlicher Zeitplan vorzulegen, der einen adäquaten Schutz der 
ruhigen Gebiete durch Festsetzung eines Schutzstatus vorsieht. 
 
Zudem haben wir folgende konkrete Anmerkungen zum Aktionsplan: 
 
2.3 Angabe von Lärmproblemen und verbesserungsbedürftigen Situationen 
2.32. Veränderungen gegenüber 2013 
Unseres Erachtens ist im Knooper Weg (Exerzierplatz bis Schauenburgerstraße) erneut zu 
messen. Aufgrund von Verkehrsveränderungen im Bereich der Kaistraße/Ziegelteich kommt 
es zu einem vermehrten Abfluss über den Knooper Weg mit entsprechender werktäglicher 
Staubildung und Lärmbelästigung.  
Durch die Umleitung der Lkw größer 3,5 t von den Skandinavienfähren, werden folgende 
Straßen stärker belastest: Schützenwall, Werftstraße, Gablenzstraße, Sophienblatt, Hamburger 
Chaussee, Waldwiesenkreisel. Am Theodor-Heuss-Ring, auf Höhe der Messstelle, erhöht sich 
die Lärmbelastung an Kiels lautester Straße durch die 6 Luftfilter-Container um 0,9 auf 75,3 
Dezibel). Obwohl diese Erhöhung unter 1,0 dB liegt, ist sie an diesem stark vorbelasteten Ort 
nicht akzeptabel. Hier sind zusätzliche konkrete Lärmreduktionmaßnahmen festzusetzen. 
 
 
3.2. Geplante Maßnahmen zur Lärmminderung für die nächsten fünf Jahre 
 
3.2.1.1 Tempo 30 
Die Prüfkriterien der AG Verkehrslärm für die Anordnung von Tempo 30 müssen 
überarbeitet werden vor dem Hintergrund der Klimaschutzziele und der Mobilitätswende. 
Flächendeckendes Tempo 30 erhöht die Sicherheit für andere Verkehrsteilnehmer, mindert 
Lärm und führt zu Verlagerung vom individualisierten motorisierten Individualverkehr auf 
andere Verkehrsmittel. Nach Wieder-Inkraft-Treten der STVO-Novelle von 2020 fordern wir, 
die nach §45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 zweiter Halbsatz nun mögliche versuchsweise 
Einrichtung von Tempo 30 auch auf Hauptverkehrsstraßen auf folgenden Straßen für 3 Jahre 
zu testen: 
 
3.2.1.4 Alte Lübecker Chaussee 
3.2.1.5 Bahnhofsstraße 
3.2.1.6 Dreiecksplatz 
3.2.1.7 Gutenbergstraße 
3.2.1.8 Hamburger Chaussee 
3.2.1.10 Rathausstraße 
3.2.1.11 Ringstraße 
 
Auf diesen Straßen sollte Tempo 30 ganztägig gelten. In Realität ist aufgrund von Staus 
Tempo 30 schon zu weiten Tageszeiten Realität! Die Tempo-30-Regelung ist überall zügig 
umzusetzen und nicht weiterhin jahrelang, wie z. B. in der Ringstraße  seit mindestens 2014, 
zu prüfen.  
 
3.2.1.9 Ostring 
Der Text zum Ostring ist (wie ja viele andere Textabschnitte) wortwörtlich aus dem Entwurf 
von 2013 entnommen worden. Die genannte Ostuferentlastungsstraße ist im BVWP 2030 von 
2016 nicht in den vorrangigen Bedarf aufgenommen worden. Ihre Verwirklichung in der 
Zukunft, d.h. frühestens 2040, ist nach den vertraglich verpflichtenden Vorgaben zum 
Klimaschutz höchst fraglich. Daher ist dieser Abschnitt zu entfernen und darf nicht in einem 
vom Umweltamt vorgelegten Planentwurf stehen! 



Die Einrichtung einer Telematik zur Verstetigung des Verkehrsflusses wurde schon 2013 
gefordert - warum ist diese nicht umgesetzt worden? Gibt es hier Extratöpfe zur Finanzierung? 
Dies ist zu prüfen. 
Weiterhin fordern wir den Ausbau des Schienennetzes zum Ostuferhafen. Insbesondere für 
eine Übergangszeit ist nach einer Lösung durch Einrichtung eines Zeitkorridorsfür die 
Verkehre zum/ab Ostuferhafen zu suchen: Damit ist gemeint, dass eine Grüne Welle zu 
verkehrsarmer Zeit (ausgenommen die Nachtzeit) für den LKW-Verkehr gefunden werden 
sollte, z.B. 10-12 und 20-22 Uhr. Fährzeiten sollten darauf abgestimmt werden . Genaue 
Zeitkorridore sind  im Gespräch mit Anwohnern  abzustimmen. 
Auf dem Ostring ist ebenfalls im beidseits bebauten Bereich eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 50km/h flächendeckend einzuführen. Diese Forderung 
sollte der Lärmaktionsplan beinhalten. 
 
3.2.1.14 Ziegelteich 
Der Text aus dem Plan von 2014 wurde übernommen, ist aber aufgrund der 
Verkehrsumlenkmaßnahmen zugunsten des Theodor-Heuss-Rings nicht mehr aktuell! Er zeigt 
auf, dass der LKW-Flut nicht mit Verkehrslenkungsmaßnahmen ausreichend beigekommen 
werden kann. Die Verlagerung von Lkw auf die Schiene, wie bereits am Schweden- und 
Norwegenkai begonnen, ist auszuweiten. Ein möglichst großer Anteil des Güterverkehrs 
sollte auf der langen Strecke auf der Schiene transportiert werden (Stichwort: Kombinierter 
Verkehr).  
Eine LKW-Maut für die Querung der Innenstadt zu den Fähren ist zu prüfen und als 
Forderung in den Aktionsplan aufzunehmen. Auch die ganztägige Einführung von Tempo 30 
iim Bereich des Ziegelteichs sollte der Aktionplan als notwendige Maßnahme enthalten. 
 
3.3. Schutz Ruhiger Gebiete /Festlegung und geplante Maßnahmen zu deren Schutz für 
die nächsten 5 Jahre 
Der gesamte Abschnitt 3.3 ist wortwörtlich aus dem Aktionspaln 2014 übernommen worden. 
Das heißt im Umkehrschluss, dass innerhalb der letzten 6 Jahre kein einziges geplantes LSG n 
durch Ratsbeschluss in einen Schutzstatus überführt wurde! Das ist vor dem Hintergrund der 
beschlossenen Klimaschutzmaßnahmen seit 2016 ein Armutszeugnis! Hier ist an dieser Stelle 
im Aktionsplan ein klarer Zeitplan zu definieren, bis zu welchem Zeitpunkt die 
Ratsbeschlüsse zur Ausweisung der geplanten LSG vorzuliegen haben.. Dies ist  an anderer 
Stelle, z.B. im Entwurf zum Grünkonzept, schon erfolgt! 
Die hier definierten Gebiete sind,  wie  im Text geschrieben, nur zum überwiegenden Teil 
nicht verlärmt (definiert als </= 50 dB(A). Die beigefügte Lärmkartierung von 2017 erlaubt 
leider keine Auskunft darüber, wieviel Prozent der "ruhigen Gebiete" doch verlärmt sind. 
Ebenfalls fehlt uns die Angabe, inwiefern vorherrschende Winde dabei eine Rolle für die 
Eingliederung spielen. Wir bitten um entsprechende Mitteilung. 
Ein Teil der ruhigen Gebiete im Süden ist massiv durch den geplanten Ausbau der B404 zur 
A21 am Vieburger Gehölz bzw. durch den geplanten Bau einer Südspange am Kronsburger 
Gehölz gefährdet. Entsprechendes gehört hier als konkrete Bedrohung aufgenommen und es 
sollte  an dieser Stelle eine entsprechende Stellungnahme des Umweltamtes erfolgen. Dass 
diese im Rahmen einer Abwägung zukünftig. nicht erfolgreich sein könnte, nimmt das  
Umweltschutzamt nicht aus der Verpflichtung, sich für den Schutz Ruhiger Gebiete 
einzusetzen und entsprechend Stellung zu beziehen.  
 
 
 
 
 



3.4. Langfristige Strategien zu Lärmproblemen und Lärmauswirkungen 
 
Viele Abschnitte sind wortwörtlich übernommen aus dem Entwurf von 2014. Das ist 
nachvollziehbar, weil diese Strategien nicht alle in einem kürzeren Zeitrahmen abgearbeitet 
werden können. Es wäre aber angebracht, eine Abschätzung über Fortschritte in diesen 
Abschnitten einzufügen und konkrete Forderungen zu benennen und zu priorisieren. 
Beispielhaft sei Folgendes herausgegriffen: 
 
3.4.1.1 Ziele für den Fußverkehr  
Verbesserung der Angebotsqualität 

- ausreichend breite und von der Oberflächengestaltung her gut benutzbare Gehwege 
Dies geschieht z.B. im Rahmen der Tiefbauarbeiten in der Francke-/Samwerstraße aktuell und 
ist in der Gutenbergstraße/Goethestraße/Hansastraße schon erfolgt.  
Dementsprechend wäre grundsätzlich eine entsprechende Umgestaltung bei jeder 
Tiefbaumaßnahme zu fordern. Wenn eine derartige Maßnahme  erfolgt ist,  sollte das in den 
Plan aufgenommen werden! 
Parallel dazu ist eine Beendigung des illegalen Parkens auch an dieser Stelle im Plan 
zufordern. Das Parken auf Gehwegen ist konsequenterweise an dieser Stelle (nicht nur 
"möglichst") auszuschließen  
 
Der Abschnitt zum Radverkehr hat in Teilen eine Überarbeitung, z.B. in Bezug auf 
Premiumradrouten, erfahren. Im Abschnitt 3.4.2.3 Fahrradfreundliche Ampelschaltungen, hat 
es korrekterweise keine Änderung gegeben, da bisher diese nicht umgesetzt wurden.. 
Inhaltlich ist dieser Stillstand nicht nachzuvollziehen,  da ja im GreenCityPlan die 
Schaltungen als vorrangig zu bearbeitetes Feld genannt werden! Folglich sollte in den 
Aktionsplan die Forderung nach Umsetzung der Schaltungen, möglichst  mit einem konkreten 
Zeithorizont, aufgenommen werden. 
 
Der Abschnitt Fließender Kraftfahrzeugverkehr ist ebenfalls unverändert aus dem Plan 
2014 übernommen worden. Inhaltlich (was die Prozentangaben betrifft) sind die Zahlen 
überholt. Der Abschnitt ist dringend vor dem Hintergrund der eingangs genannten Beschlüsse 
zu überarbeiten und um konkrete Reduktions-Forderungen mit Zeitkorridor zu ergänzen. 
 
 
3.5. Schätzwerte für die Reduzierung der Zahl betroffener Personen 
Anders als vor 6 Jahren ist das Ziel der Lärmreduktion von jährlich 5% bei einer erfolgten 
Gesamtreduktion von 2012-2017 von 3% klar verfehlt worden. Es ist zu befürchten, dass 
inzwischen sogar ein Anstieg der Lärmwerte zu verzeichnen ist.  
Der  vorliegende Entwurf in seiner jetzigen Form ist nicht geeignet ein Erreichen der 
Reduktionsziele in den nächsten Jahren zu gewährleisten. Dies wäre aber möglich! Wir 
fordern daher dringend zum Schutz der Kieler Einwohner*innen vor schädlichen 
Lärmeinwirkungen mehr Mut und Einstehen für eine echte Lärmreduktion durch einen 
verbesserten, klar formulierten und ambitionierten Lärmaktionsplan bei der Beschlussvorlage. 
Dies ist eine Grundbedingung zur Steigerung der innerstädtischen Lebensqualität, die den 
Wegzug von Familien in die Peripherie verhindern kann. 
 


